Deutscher Bundestag Drucksache 

7. Wahlperiode 

Fragen 

für die Fragestunden 

der Sitzungen des Deutschen Bundestages 

am Mittwoch, dem 19. September 1973 
am Donnerstag, dem 20. September 1973 
am Freitag dem 21. September 1973 


Seite 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des Bundeskanzleramtes . . 12 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 13 

Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 3, 15 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 5, 16 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 2, 16*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 8, 17 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft 

und Forsten 6 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung . 6, 16 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, Familie und 

Gesundheit 9, 18*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 10, 18 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, Bauwesen 

und Städtebau 1 1 , 20 *) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für innerdeutsche Beziehungen 2 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung und Technologie 

und für das Post- und Fernmeldewesen 11, 20*) 

Geschäftsbereich des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 2 
Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit 2, 20 *) 


*) Schriftliche Fragen gemäß IV, der Richtlinien 


Buchdruckerei Peter Meier, 5205 St. Augustin 1 - Buisdorf, Tel. (02241) *61071 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 , 

Postfach 821, Goethestraße 56, Tel. (02221) 363551 


7/1004 

14.09.73 



Drucksache 7/1004 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


1. Abgeordneter Unter Anführung welcher Gründe beabsichtigt 

Dr. Köhler die Bundesregierung künftig, die Förderungs- 

(Wolfsburg) betrage für Messebeteiligungen deutscher Fir- 

(CDU/CSU) men in Südafrika und in den portugiesischen 

Kolonien in Afrika zu streichen? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 

2. Abgeordneter Treffen Meldungen zu, daß die Bundesregie- 

Spranger rung die finanzielle Unterstützung für wissen- 

(CDU/CSU) schaftliche Institute einstellt, die ostdeutsche 

Arbeiten durchführen, und statt dessen künftig 
nur noch eine Projektförderung betreiben will? 

3. Abgeordneter Steht der Bundesregierung Zahlenmaterial 

Pieroth über Besucherreisen von DDR-Bürgern in die 

(CDU/CSU) Bundesrepublik Deutschland zur Verfügung, 

und ergibt sich gegebenenfalls daraus ein An- 
steigen oder Abfallen dieser Reisen nach Ab- 
schluß des Grundvertrags? 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 

4. Abgeordneter Wird die Bundesregierung bei der geplanten 

Zebisch Förderung überbetrieblicher beruflicher Aus- 

(SPD) bildungszentren ihre Konzeption mit der Kon- 

zeption der regionalen Strukturpolitik abstim- 
men und den Schwerpunktorten des Rahmen- 
plans zur Gemeinschaftsaufgabe „Verbesse- 
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" dabei 
besondere Förderpräferenzen einräumen? 

5. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, Ar- 

Dr. Haensdlke beitnehmer finanziell zu fördern, die sich als 
(SPD) Berufsausbilder qualifizieren oder weiterbil- 

den wollen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 

6. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Aus- 
Spranger sagen von Bundesminister Eppler, daß Por- 

(CDU/CSU) tugal nicht Mitglied Europas werden könne, 

wenn es nicht seine Gebiete in Afrika aufgebe? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


7. Abgeordneter 

Dr, Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Hat die Bundesregierung alle Vorbereitungen 
getroffen, daß nach Verabschiedung des Geset- 
zes zur Vereinheitlichung des Reisekosten- 
und Umzugsrechts die Novellierung der Aus- 
landsumzugskostenverordnung erfolgen kann, 
und wann ist zeitlich mit dieser Novellierung, 
die sehr dringlich ist, zu rechnen, zumal die 
Anträge auf Zuschüsse zu den völlig unzurei- 
chend gewordenen Umzugskostenpauschalen 
überhand nehmen und andere obsolete Einzel- 
bestimmungen einen unerträglichen Verwal- 
tungsaufwand erfordern? 


8. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Wann ist mit einer Neuregelung für Reisen 
zwischen dem Ausland und dem Inland aus 
besonderem Anlaß (z. B. Tod oder schwere 
Erkrankung naher Angehöriger) zu rechnen? 


9. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die deutsche Ehefrau eines ausländischen Man- 
nes verpflichtet sei, ihrem Mann in dessen 
Heimat nachzufolgen, hält sie diese Auffassung 
in jedem Fall mit Artikel 3 Abs. 2, Artikel 6, 
11 und 12 des Grundgesetzes für vereinbar, 
und wird sie gegebenenfalls diese Rechtslage 
durch eine entsprechende Gesetzesinitative be- 
seitigen? 


10. Abgeordnete 

Frau Eilers 
(Bielefeld) 
(SPD) 


Kann die Bundesregierung darüber Auskunft 
geben, wie häufig seit dem 1. Januar 1970 
Ausländerinnen, die mit Deutschen verheiratet 
sind, aus der Bundesrepublik Deutschland aus- 
gewiesen wurden, und ob in diesen Fällen 
auch der deutsche Ehemann die Bundesrepu- 
blik Deutschland verlassen hat? 


11. Abgeordneter 
Zebisch 


(SPD) 


Wird die Bundesregierung den Vorschlag des 
Bayerischen Städteverbands unterstützen, der 
zur Finanzierung der Beseitigung von Auto- 
wracks die Einführung einer Abwr.:ckgebühr 
für alle Autohersteller vorsieht? 


12. Abgeordneter 

Hansen 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung — u. a. wegen des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes — die Ausfüh- 
rungsbestimmungen zum Ausländergesetz da- 
hin gehend erweitern, daß Rechtsmittelbeleh- 
rungen an ausländische Arbeitnehmer nicht 
nur in der Amtssprache Deutsch erteilt werden, 
sondern auch in der jeweiligen Landessprache 
der betroffenen Ausländer, um auf diese Weise 
das Verständnis der Belehrung zu gewähr- 
leisten? 
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13. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die derzeitigen schlechten 
Verhältnisse im Ausländerlager Zirndorf auch 
darauf zurückzuführen sind, daß ein Großteil 
der Asylsuchenden Araber sind, die von der 
DDR-Fluggesellschaft Interflug in verschiede- 
nen arabischen Ländern angeworben, nach Be- 
zahlung des Flugpreises in westlicher Wäh- 
rung nach Ost-Berlin geflogen, dort in ver- 
plombte Omnibusse verfrachtet und nach 
West-Berlin geschafft werden, wo sie dann um 
Asyl in der Bundesrepublik Deutschland nach- 
suchen, und was gedenkt die Bundesregierung 
gegen diese Praktiken zu tun? 


14. Abgeordneter 
Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die seit Jahren bestehenden Verhältnisse beim 
Ausländerlager in Zirndorf die Errichtung 
eines zweiten Ausländerlagers in einem ande- 
ren Bundesland rechtfertigen, und kann die 
Bundesregierung einen Zeitpunkt nennen, zu 
dem eine für die Bevölkerung der Stadt Zirn- 
dorf und des Landkreises Fürth akzeptable 
Dauerlösung dieses Problems erreicht sein 
wird, die sich sowohl zugunsten der Bevölke- 
rung als auch für die Asylsuchenden auswir- 
ken wird? 


15. Abgeordneter 

Dr. Gnihl 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung das von ihr geplante 
„Forum für Umweltschutz" nicht, wie in ihrem 
Umweltprogramm versprochen, gefördert, weil 
dieses zwei Jahre nach der Verkündung des 
Umweltprogramms noch immer nicht konstitu- 
iert ist? 


16. Abgeordneter Wie erklärt die Bundesregierung die Tatsache, 
Dr. Gruhl daß die bereits für den 5. Juni 1973 geladenen 

(CDU/CSU) Mitglieder für dieses Forum kurz vor dessen 

Sitzung wieder ausgeladen wurden? 


17. Abgeordneter Geht die Bundesregierung davon aus, daß 
Dr. Haenschke bei den zu erwartenden Vorschlägen für die 
(SPD) Neueinteilung der Bundestagswahlkreise je- 

weils die tatsächliche Einwohnerzahl, d. h. un- 
ter Einschluß der nichtdeutschen Einwohner, 
zugrundeliegt? 


18. Abgeordneter Was hat die Mineralölwirtschaft nach Kenntnis 
Dr. Hirsch der Bundesregierung unternommen, um die für 

(FDP) die zweite Stufe des Benzin-Blei-Gesetzes not- 

wendigen Raffineriekapazitäten zu schaffen? 


19. Abgeordneter 

Dr. Hirsch 

(FDP) 


Wie kann sichergestellt werden, daß zum Ver- 
kehr bereits zugelassene Kraftfahrzeuge auch 
bei einer Verminderung des Bleigehalts des 
Benzins weiterhin einwandfrei betrieben wer- 
den können? 
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20. Abgeordneter Welche marktwirtschaftlichen Anreize, z. B. im 
Dr» Vohrer Steuerbereich, kann die Bundesregierung ge- 

(FDP) ben, um die fristgemäße oder vorzeitige Ein- 

führung der zweiten Stufe des Benzin-Blei- 
Gesetzes zu unterstützen bzw. zu erleichtern? 


21. Abgeordneter Welche Auswirkungen hat eine Neuordnung 

Dr. Vohrer der Kfz-Besteuerung auf die Umweltfreundlich- 

(FDP) keit des Automobilverkehrs? 

22. Abgeordneter Welche Maßnahmen der Mineralölwirtschaft 

Groß sind der Bundesregierung bekannt, die bei der 

(FDP) Verminderung des Benzin-Blei-Gehalts von 

0,15 g/1 zum 1. Januar 1976 ausreichende Ok- 
tanzahlen gewährleisten? 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, die Auszeichnungspflicht an den Tank- 
stellen über die Oktanzahlen der von diesen 
vertriebenen Normal- und Superkraftstoffe 
baldmöglichst einzuführen? 


24. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, welchen 
Dr. Hupka Schwierigkeiten die Aus Siedler mit ihren Zeug- 

(CDU/CSU) nissen und beruflichen Qualifikationen des- 

wegen gegenüberstehen, weil einheitliche 
Maßstäbe zur Prüfung fehlen, und was glaubt 
die Bundesregierung zur Überwindung dieser 
Schwierigkeiten zu tun? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


25. Abgeordnete Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, 
Frau die Arbeitnehmer in sozialen Bereichen (z. B. 

Dr. Neumeister in Krankenhäusern) die im lebenswichtigen 
(CDU/CSU) Interesse der Allgemeinheit regelmäßig Mehr- 

arbeit in der Nacht, an Wochenenden und an 
Feiertagen leisten müssen, vor der für diese 
Fälle ungerecht scharfen und wegen der Preis- 
und Lohnsteigerungen in letzter Zeit deutlich 
spürbaren Einkommensteuerprogression be- 
züglich der Mehrarbeitvergütungen zu schüt- 
zen? 


26. Abgeordnete Wann beabsichtigt die Bundesregierung, für 
Frau die Mehrarbeitsvergütungen dieser Arbeitneh- 

Dr. Neumeister mer den sozialen Charakter dieser Mehrarbeit 
(CDU/CSU) berücksichtigende Steuererleichterungen (z. B. 

Besteuerung nur mit 50Vo wie jetzt schon bei 
künstlerischen und wissenschaftlichen Tätig- 
keiten; Einräumung angemessener Freibeträ- 
ge) einzuführen? 



5 



Drucksache 7/1004 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


27. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bisher unter- 
nommen, um angesichts der jüngsten Benzin- 
preiserhöhungen, teurer gewordener Versiche- 
rungsprämien und der allgemeinen Unkosten- 
erhöhung auf dem Automobilsektor eine 
schnelle Änderung jener steuerlichen Vor- 
schriften, die für die Benutzung von Privat- 
wagen für geschäftliche Zwecke nur ein Kilo- 
metergeld von höchstens 0,25 DM zulassen, 
herbeizuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


28. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
Fleisch künftig auch im Einzelhandel nach 
Güteklassen auszuweisen, nachdem dieses bei 
Gemüse, Eiern und Geflügel bereits seit ge- 
raumer Zeit praktizierte Verfahren sich bei 
diesen Produkten bestens bewährt hat und für 
die Verbraucher eine wertvolle Hilfe darstellt? 


29. Abgeordneter 
Eigen 
(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß im Haus- 
halt der Europäischen Gemeinschaften für das 
Jahr 1973 30 Millionen RE bereitgestellt sind, 
und welche Schritte hat die Bundesregierung 
unternommen, die Kommission zu veranlassen, 
daß diese Mittel nur für den Flächenausgleidi 
der Landwirtschaft der Bundesrepublik 
Deutschland ausgegeben werden? 


30. Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


Entsprechen kürzliche Zeitungsmeldungen über 
in letzter Zeit häufiger aufgetretene Fälle in- 
fektiöser Anämie bei Pferden und das Ein- 
schleppen dieser gefährlichen Seuche aus Län- 
dern des Ostblock:s den Tatsachen, und was 
gedenkt die Bundesregierung dagegen zu un- 
ternehmen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


31. Abgeordneter 
Nordlohne 


(CDU/CSU) 


Sind der Bundesregierung nunmehr die schät- 
zungsweise Inanspruchnahmequote bei der 
flexiblen Altersgrenze ab 63. Lebensjahr und 
die hierfür anzusetzenden Ausgabenentwick- 
lungen der Rentenversicherungsträger bis zum 
Jahre 1986 bekannt? 


6 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/1004 


32. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Sund 


(SPD) 


34. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die augenblickliche 
Lage für sachgerecht, daß die Bundesanstalt 
für Arbeit Arbeitslosengeld zahlt, wenn Ar- 
beitnehmer mittelbar von Streiks betroffen 
sind, nachdem in den einzelnen Tarifbereichen 
unterschiedliche Forderungen gestellt worden 
waren, dagegen nicht zahlt, wenn es nach zen- 
tralen Verhandlungen zu Arbeitskämpfen 
kommt, was die Industriegewerkschaft Metall 
jetzt davon abhält, die anstehenden bundes- 
weiten Probleme durch zentrale Verhandlun- 
gen mit der Arbeitgeberseite zu lösen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Auf- 
fassung des Präsidenten des Landesarbeits- 
amts Nordrhein-Westfalen, der die Anerken- 
nung des Grundlehrgangs „Arbeitssicherheit" 
des Berufsfortbildungswerks des Deutschen 
Gewerkschaftsbunds als förderungswürdig im 
Sinn des § 43 Abs. 2 des Arbeitsförderungs- 
gesetzes mit der Begründung ablehnt, daß nach 
dem Gesetzentwurf der Bundesregierung über 
die Bestellung von Betriebsärzten und Fach- 
kräften für Arbeitssicherheit die Verantwor- 
tung und Sorge für die Qualifikation speziell 
der Fachkräfte für Arbeitssicherheit dem Be- 
trieb zufalle? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß der 
pauschale Kostenersatz des Bundes nach 
§ 200 d der Reichsversicherungsordnung im 
Vergleich zum Jahr 1968, dem Jahr der Neu- 
regelung der Beteiligung des Bundes an den 
Leistungen der Mutterschaftshilfe, mit rund 
33 vom Hundert, die Aufwendungen für das 
Mutterschaftsgeld im Jahr 1972 nur noch zu 
rund 22 vom Hundert und die Gesamtausgaben 
im Rahmen der Mutterschaftshilfe sogar nur zu 
ca. 15 vom Hundert deckt, und ist sie bereit, 
zur angemessenen Kostenbeteiligung an die- 
sen Leistungen den Kostenersatz künftig nicht 
in Form eines festen Pauschbetrags, sondern 
in einem Vom-Hundert-Satz der Ausgaben für 
Mutterschaftshilfe auf der Ausgangsbasis im 
Jahr 1968 zuzüglich der Verwaltungskosten 
durch entsprechende Änderung des § 200 d der 
Reichsversicherungsordnung neu festzulegen? 

Ist die Bundesregierung bereit, im Hinblick 
auf die angespannte Finanzlage der Ortskran- 
kenkassen und die damit verbundene laufende 
Erhöhung der Beitragssätze, die fast aus- 
schließlich auf die in keinem Verhältnis, zu den 
Ausgaben für Rentner stehenden Einnahmen 
zur Krankenversicherung dieses Personenkrei- 
ses zurückzuführen ist, durch eine Änderung 
des § 385 Abs. 2 und 3 der Reichsversiche- 
rungsordnung Rechnung zu tragen, mit der 
Folge, den dort festgelegten Vom-Hundert- 
Satz von derzeit 80 v. H. auf 90 v. H. zu er- 
höhen und außerdem sicherzustellen, daß, im 
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36. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


37. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


38. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


39. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Gegensatz zu den zurückliegenden Jahren, der 
Beitrag für die versicherungspflichtigen Rent- 
ner so zu bemessen ist, daß durch diesen die 
Ausgaben für Rentner tatsächlich in dem in 
§ 385 Abs. 2 und 3 der Reichsversicherungs- 
ordnung vorgesehenen Umfang gedeckt wer- 
den? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, Möglich- 
keiten zu schaffen, daß Praktikanten aus einem 
Staat, mit dem kein Abkommen über soziale 
Sicherheit besteht, während seines von vorn- 
herein auf ein Jahr beschränkten Aufenthalts 
in der Bundesrepublik Deutschland von der 
Beitragsleistung zur gesetzlichen Rentenver- 
sicherung befreit werden? 

Welche Konsequenzen gedenkt die Bundesre- 
gierung aus der Feststellung des Bundesrech- 
nungshofs (Drucksache 7/911) zu ziehen, derzu- 
folge die Bundesanstalt für Arbeit nach dem 
von der Bundesregierang bis 1977 geschätzten 
Umfang der Ausgaben und Einnahmen der 
Bundesanstalt für Arbeit ihren gesetzlichen 
Verpflichtungen nicht mehr voll nachkommen 
kann? 

Ist es auch nach Ansicht der Bundesregierung 
zweckmäßig, das Betriebsverfassungsgesetz 
dahin gehend abzuändern, daß der Betriebsrat 
bei den Unternehmen ein gesetzlich festgeleg- 
tes Mitspracherecht auch bei der betrieblichen 
Ruhegeldregelung für Pensionsrückstellungen 
erhält, die nach der Rechtsprechung keine Ein- 
richtungen sind und nur als Rückstellungs- 
posten oder als rechnerischer Fonds in der 
Bilanz der Betriebe erscheinen? 

Hält die Bundesregierung die jetzige Rechts- 
lage bezogen auf die einseitige Bestimmungs- 
möglichkeit noch für zeitgemäß, und ist eine 
Änderung des Gesetzes für diesen Bereich in 
absehbarer Zeit geplant? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


40. Abgeordneter 

Möllemann 


(FDP) 


Kennt die Bundesregierung die unerträgliche 
Belästigung und Gefährdung, der die Bürger 
von Coesfeld (Westfalen) und den übrigen 
sechs Tiefflugzonen in der Bundesrepublik 
Deutschland durch dauernden Tieffliegerlärm 
ausgesetzt sind, und welche Möglichkeiten 
sieht sie, das Recht der Bürger auf menschen- 
würdige Lebensverhältnisse mit den Notwen- 
digkeiten unserer Verteidigungspolitik besser 
in Einklang zu bringen? 
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41. Abgeordneter 
Dr. Enders 


(SPD) 


42. Abgeordneter 

Dr. Enders 


(SPD) 


43. Abgeordneter 

Augstein 

(SPD) 


44. Abgeordneter 
Dr. Beermann 


(SPD) 


Kann die Bundesregierung Auskunft über die 
Zahl der apl. Lehrer geben, die bei der Bundes- 
wehr Dienst tun oder demnächst eingezogen 
werden sollen? 

Sollte angesichts des gegenwärtig drüdcenden 
Lehrermangels und des Ausfalls zahlreicher 
Unterrichtsstunden nicht wenigstens vorüber- 
gehend von der Einberufung von Lehrern zur 
Bundeswehr abgesehen werden? 

Denkt die Bundesregierung daran, noch vor 
1980 die Wehrpflicht von jetzt 15 Monaten 
schrittweise herabzusetzen, nachdem das bel- 
gische Kabinett laut Zeitungsberichten einem 
Gesetzentwurf zugestimmt hat, der eine Sen- 
kung des Wehrdienstes von gegenwärtig 
12 Monaten schrittweise auf 6 Monate im 
Jahr 1978 vorsieht? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß selbst 
führende Mitglieder des amerikanischen Kon- 
gresses weitgehend über den militärischen und 
finanziellen Beitrag der Bundesrepublik 
Deutschland zur Verteidigung Westeuropas 
und zum Ausgleich der Stationierungskosten 
ungenügend unterrichtet sind, und teilt sie 
meine Auffassung, daß dieser Zustand jenen 
politischen Strömungen in den USA Auftrieb 
gibt, die den einseitigen Abzug der amerika- 
nischen Streitkräfte aus Europa fordern, und 
in wielcher Form hat die Bundesregierung bis- 
lang versucht, hier aufklärend zu wirken bzw. 
welche Maßnahmen wird sie in Zukunft er- 
greifen, um diese Unkenntnis zu beseitigen? 


Gesdiäftsbereich des Bundesministers für 
Jugendr Familie und Gesundheit 


45. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung 
Dr. Franz vorgesehen, um eine Einschleppung der Cho- 

(CDU/CSU) lera in das Gebiet der Bundesrepublik 

Deutschland zu vermeiden? 


46. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Sind insbesondere Impfmaßnahmen bei Ein- 
reisen aus Italien, speziell auch bei Gastarbei- 
tern vorgesehen, oder falls nicht, welche son- 
stigen Schutzmaßnahmen sind ergriffen oder in 
Vorbereitung? 


47. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Ist die vom Bundesgesundheitsminisierium in 
einer Antwort auf die Frage des Abgeordneten 
Gallus erwähnte Überprüfung des Gutachtens 
von 1968/1970 über die ernährungsphysiolo- 
gische Bedeutung von Butter und Margarine 
durch das Bundesgesundheitsamt bereits er- 
folgt, und welches Ergebnis hatte diese Über- 
prüfung? 
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48. Abgeordneter 
Kiedile 
(CDU/CSU) 


Befindet sich der Bundesminister für Jugend, 
Familie und Gesundheit, Frau Dr. Katharina 
Focke, mit der Aussage, daß Pflanzenfett und 
Margarine uns oft erheblich besser bekommen 
und dazu noch billiger seien (Kölner Stadt- 
Anzeiger vom 8. August 1973) mit der Auf- 
fassung des Bundesgesundheitsamts in Über- 
einstimmung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


49. Abgeordneter 

Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


50. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 
(CDU/CSU) 


51. Abgeordneter 

Müller 

(Mülheim) 

(SPD) 


52. Abgeordneter 

Eggert 

(SPD) 


53. Abgeordneter 

Eggert 

(SPD) 


Wird die Bundesregierung bei der Genehmi- 
gung von Bahnstreckenstillegungen durch die 
Deutsche Bundesbahn u. a. prüfen, ob für die 
Zukunft infolge von Neuansiedlung von Be- 
trieben im Einzugsgebiet ein besseres Ver- 
kehrsaufkommen zu erwarten und deshalb ein 
Weiterbetrieb der Strecke durch die Bundes- 
bahn zu rechtfertigen ist? 

Wird die Bundesregierung, insbesondere in 
den Bundesfördergebieten, durch entsprechen- 
de Maßnahmen sicherstellen, daß bei erfolgten 
Bahnstreckenstillegungen der Ausbau des 
Straßennetzes bevorzugt erfolgt? 

Womit begründet die Bundesregierung, daß 
Antragsteller für einen internationalen Füh- 
rerschein diesen nur befristet für ein Jahr aus- 
gestellt bekommen, und was wird die Bundes- 
regierung unternehmen, um den Antragstel- 
lern nach Ablauf der befristeten Gültigkeit des 
internationalen Führerscheins erneute Gebüh- 
ren, Kosten für Lichtbilder und Lauferei und 
den zuständigen Verwaltungsstellen unnötige 
Arbeiten zu ersparen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung im Zusam- 
menhang mit ihrem Programm zur Hebung der 
Sicherheit auf den Straßen, die ersten Teiler- 
gebnisse eines im Auftrag des Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrats vom TUV Rheinland 
durchgeführten Forschungsauftrags zum The- 
ma „Untersuchungen über die Auswirkungen 
von Werbung der Kfz-Her steiler auf die allge- 
meine Sicherheitseinstellung" zu berücksichti- 
gen? 

Denkt die Bundesregierung insbesondere da- 
ran, die agressiven Werbeaussagen für Auto- 
mobile, die zu einem rücksichtslosen und ge- 
fährlichen Fahrstil führen sollen, zu unter- 
sagen, oder hält die Bundesregierung die vom 
Verband der Automobiliindustrie im Jahr 1972 
eingerichtete „Freiwillige Selbstkontrolle der 
Automobilwerbung" für ausreichend? 
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54. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


Welche Wirkung hat nach Auffassung der 
Bundesregierung eine besonders sportliche 
Aufmachung von Kraftfahrzeugen, wie Ralley- 
streifen, schwarze Motorhauben, Spiegelbe- 
schriftung „turbo 2002" am Spoiler und ähn- 
liches auf das Fahrverhalten, und welche ge- 
eigneten Maßnahmen erwägt gegebenenfalls 
diLe Bundesregierung, diesem der defensiven 
und sicherheitsfördemden Fahrweise entge- 
genstehenden Trend zu begegnen? 


55. Abgeordneter 

Büdiner 

(Speyer) 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß Privat- 
falhrzeuge von Angehörigen der in der Bundes- 
republik Deutschland stationierten Stredtkräf- 
te vielfach in einem den TüV-Bestimmungen 
nicht entsprechenden Zustand am Straßenver- 
kehr teilnehmen, und wie kann die Bundes- 
regierung sicherstellen, daß die bei uns gefor- 
derten Sicherheitsbestimmungen auch auf diese 
Fahrzeuge Anwendung finden? 


Gesdiäftsbereidi des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


56. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 
(CDU/CSU) 

57. Abgeordneter 

Dr. Geßner 
(SPD) 


58. Abgeordneter 

Dr. Geßner 
(SPD) 


Treffen Pressemeldungen, wonach die Zah- 
lungsmoral vieler öffentlicher Auftraggeber 
sich sehr verschlechtert hat, für den Bund zu? 

Warum werden bei der Vergabe öffentlich 
geförderter Wohnungen dadurch zweierlei 
Maßstäbe angelegt, daß bei den Arbeitneh- 
mern die Bruttoeinkünfte zu Grunde gelegt 
werden, obwohl bei den Rentnern notwendi- 
gerwedse nach dem Nettoeinkommen gewertet 
wird? 

Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
es sozial gerechter wäre, vor allem gegenüber 
jungv erheirateten kinderlosen Ehepaaren, 
wenn öffentlich geförderte Wohnungen unter 
Berücksichtigung des Nettoeinkommens ver- 
geben würden? 


Gesdiäftsbereicii des Bundesministers für 
Forsdiung und Tedmologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


59. Abgeordneter Welche Vorstellungen hat die Bundesregie- 
Lenzer rung über die künftige Förderung der Telefun- 

(CDU/CSU) ken-Computer-GmbH, Konstanz? 


60. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, den Zu- 
sammenschluß europäischer Computer-Finnen 
durch ihre Förderungspolitik zu beeinflussen? 
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61. Abgeordneter In welchem Umfang werden bei der geplanten 
Benz Reduzierung von Planstellen bed dem vom 

(CDU/CSU) Bund geförderten Kernforschungszentren 

Stellen der Verwaltung gekürzt? 


62. Abgeordneter 

Benz 

(CDU/CSU) 


Welche Vorstellung hat die Bundesregie- 
rung über die Aufgaben und den eventuellen 
Ausbau der Frauenhofer-Gesellschaft, und wie 
beurteilt sie insbesondere den geplanten Neu- 
bau von Forschungsinstituten in Karlsruhe im 
Zusammenhang mit den schon vorhandenen 
Kapazitäten im Kernforschungszentrum Karls- 
ruhe? 


63. Abgeordneter 
Höcherl 
(CDU/CSU) 


Hat sich das Bundesministerium für Forschung 
und Technologie bereits zu dem Ergebnis 
durchgerungen, die direkte Förderung von 
Bundesprogrammen abzubauen und zu den 
bewährten Verfahren der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft zurückzukehren? 


Gesdiäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


64. Abgeordneter 
Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 
(CDU/CSU) 


65. Abgeordneter 
Schulte 
(Schwäbisch 
Gmünd) 
(CDU/CSU) 


66. Abgeordneter 

Dr. Miltner 

(CDU/CSU) 


67. Abgeordneter 
Dr. Miltner 
(CDU/CSU) 


Warum hat der Bundeskanzler nicht sofort 
nach Vorlage des sogenannten Schlieker-Be- 
richts, der schwerwiegende Mängel in der 
Flugsicherung und bei den Arbeitsibedingun- 
gen der Fluglotsen feststellt, für die Aufnahme 
interministerieller Beratungen über ein Kon- 
zept der Bundesregierung zur Lösung der 
Probleme Sorge getragen? 

Ist der Bundeskanzler der Auffassung, daß 
eine schleppende Behandlung der Schlieker- 
Empfehlungen und Zusagen des ehemaligen 
Verkehrsministers Leber an die Fluglotsen 
entscheidend zu dem Fluglotsenkonflikt bei- 
getragen haben? 

Hält es der Bundeskanzler angesichts seiner 
Feststellung, der rechtswidrige Bummelstreik 
der Fluglotsen diskreditiere insgesamt die 
Beamten in der öffentlichen Meinung, für an- 
gemessen, daß das Bundeskabinett erstmals 
am 27. August 1973 — drei Monate nach Be- 
ginn der Bummelaktion — eingehender über 
Lösungsmöglichkeiten beraten hat? 

Sieht der Bundeskanzler angesichts der ver- 
schiedenen Absichten und Vorschläge des. Bun- 
desverkehrsmini'sters sowie der Dauer der 
Ausemanderset23ung nicht die Gefahr, daß sich 
der Öffentlichkeit jede von der Regierung jetzt 
angestrebte Lösung so darstellen muß, als sei 
letztlich doch unverantwortliches Handeln der 
Fluglotsen belohnt worden? 
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68. Abgeordneter 

Sick 

(CDU/CSU) 


69. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


70. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Trifft die Feststellung des Bundeskanzlers 
noch zu, daß die vom Bundesverkehrsminister 
eingeleiteten Disziplinarmaßnahmen mit Nach- 
druck verfolgt werden? 

Teilt der Bundeskanzler die Auffassung seines 
Verkehrsministers, der Flugverkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland verlaufe im we- 
sentlichen normal, obwohl täglich ca. 150 Flüge 
ausfallen und allein der Lufthansa monatlich 
ein finanzieller Verlust von 50 Millionen DM 
entsteht? 

Wie lange will der Bundeskanzler angesichts 
des seit über drei Monaten anhaltenden Flug- 
lotsen-Konflikts noch seinen Verkehrsminister 
irn Amt halten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


71. Abgeordneter 
Möllemann 


(FDP) 


72. Abgeordneter 

Gierenstein 


(CDU/CSU) 


73. Abgeordneter 
Gierenstein 


(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung angesichts 
der zahlreichen Berichte über portugiesische 
Massaker in Afrika, den NATO-Partner Por- 
tugal zur Aufgabe seiner Kolonialpolitik zu 
bewegen, und erwägt die Bundesregierung für 
den Fall, daß Portugal seine Kolonialpolitik 
weiter fortführt, wirksame Konsequenzen wie 
z. B. eine völlige Einstellung aller Waffen- 
lieferungen an Portugal oder — ähnlich den 
Kirchen in der Bundesrepublik Deutschland — 
eine materielle Unterstützung der Befreiungs- 
bewegung „Frelimo"? 

Was hat die deutsche Handelsvertretung in 
der Tschechoslowakei gegen die Unterdrük- 
kung der vertraglich vereinbarten Anzeige 
einer westdeutschen Firma in einem Ausstel- 
lungskatalog unternommen, die den Hinweis 
auf ihre West-Berliner Niederlassung enthielt, 
und ist die Bundesregierung bereit, gegen sol- 
che Schikanen nicht nur zu protestieren, son- 
dern sie mit Gegenmaßnahmen zu beant- 
worten? 

Treffen Pressemeldungen zu, die Separierung 
einer West-Berliner Firma von den Ausstel- 
lern aus dem übrigen Bundesgebiet auf der 
Internationalen Holzverarbeitungsmaschinen- 
ausstellung in Moskau durch Anbringung der 
Berliner Flagge sei von der deutschen Bot- 
schaft gebilligt worden, und wie vereinbart 
die Bundesregierung dies — bejahenden- 
falls — mit ihren Pflichten, wie sie sich aus 
dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Grundvertrag ergeben, und mit dem Vier- 
Mächte-Abkommen, worin Berlin lediglich ab- 
gesprochen wird, konstitutiver Teil der Bun- 
desrepublik Deutschland zu sein? 
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74. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


75. Abgeordneter 

Kahn- Ackermann 
(SPD) 


76. Abgeordneter 

Kahn- Ackermann 

(SPD) 


77. Abgeordneter 

Höcherl 

(CDU/CSU) 


78. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die in der Presse angekündigten Flüge für 
türkische Arbeitnehmer in West-Berlin über 
den Ost-Berliner Flughafen Schönefeld eine 
Folge des Ausbleibens von Gegenmaßnahmen 
auf das bulgarische Verbot von Feriensonder- 
flügen zwischen West-Berlin und Bulgarien 
sind und die Bindungen zwischen Berlin und 
dem Bund schmälern, die nach dem Vier- 
Mächte-Abkommen entwickelt werden sollen, 
und wie will die Bundesregierung nunmehr die 
mit ihr im Nordatlantik-Pakt verbundene Tür- 
kei zu einem bündnisfreundlicheren Verhalten 
zur Bundesrepublik Deutschland bewegen? 


Wie vereinbart die Bundesregierung ihre auch 
schriftlich niedergelegte Überzeugung, daß der 
Schwerpunkt der Förderung der deutschen 
Sprache nach Europa verlegt werden sollte, 
mit der Tatsache, daß beabsichtigt ist, die deut- 
schen Kulturinstitute in Neapel und Palermo 
zu schließen, während gleichzeitig mit nicht 
unbeträchtlichem Kostenaufwand in Dacca in 
Ostpakistan ein neues Kulturinstitut errichtet 
werden soll, das für die Förderung der deut- 
schen Sprache von sehr peripherer Bedeutung 
ist? 


Wie vereinbart das Auswärtige Amt Neuin- 
vestitionen von annähernd 60 Millionen Mark 
für Auslandsschulbauten mit der inzwischen 
erhärteten Überzeugung, daß das durch zahl- 
reiche Schwierigkeiten belastete Auslands- 
schulwesen — bei dem nach Angaben der 
Zentralstelle für das Auslandsschulwesen 80Vo 
der entsandten Lehrer nicht oder nicht aus- 
reichend vorgebildet werden können — sinn- 
voll vermindert werden soll, z, B. in Ländern 
wie Spanien und Brasilien, Ländern, in denen 
die Schulstrukturen nach wie vor sehr reform- 
bedürftig sind? 


Trifft es zu, daß die deutsche Botschaft in 
Moskau die von der UdSSR verlangte Sepa- 
rierung einer Berliner Firma von West-Deut- 
schen Ausstellern anläßlich der internationa- 
len Ausstellung für Holzverarbeitungsmaschi- 
nen zugestimmt hat? 


Was gedenkt die Bundesregierung dagegen zu 
unternehmen, daß die Erlaubnis zum Besuch 
von Familienangehörigen seitens der Volks- 
republik Polen mit der Begründung verweigert 
wird, es läge ein Antrag auf Aussiedlung vor, 
was also nur bedeuten kann, daß ein Aussied- 
lungswilliger wegen der Abgabe des Aussied- 
lungsantrags schlechter gestellt wird als jeder 
andere Bürger? 
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B. Schriftliche Fragen gemäß IV. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


1. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


5. Abgeordneter 

Biechele 

(CDU/CSU) 


4. Abgeordneter 
Biechele 


(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Gründung der Fachhochschulen 
für die Einstufung der graduierten Ingenieure 
im öffentlichen Dienst, und welche Überleit- 
maßnahmen sind gleichzeitig für die Absol- 
venten der ehemaligen Ingenieurschulen und 
Ingenieurakademien geplant? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die zu- 
nehmende Unruhe im technischen Dienst unbe- 
dingt baldige ausreichende Maßnahmen erfor- 
dert, bevor sie sich durch Protestaktionen und 
unter legalem oder schließlich illegalem Drude 
einer Situation wie derjenigen des Fluglotsen- 
Bummelstreiks gegenüber sieht, wenn ja, nach 
welchem Zeitplan will die Bundesregierung 
demgemäß das seit Jahren schwebende Pro- 
blem der Ingenieurbesoldung lösen, und wel- 
che langfristigen Folgen für die Versorgung 
der Öffentlichkeit mit Dienstleistungen des 
technischen Bereichs würde ein weiteres, An- 
wachsen des Ingenieurfehlbestandes haben, 
bzw. welche kurzfristigen Auswirkungen hätte 
eine eventuelle Bummelaktion der graduierten 
Ingenieure? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergeb- 
nisse der bisherigen Forschungen des Hambur- 
ger Botanikers Professor Dr. Rüde, die einem 
Beitrag der „Stuttgarter Zeitung" Nr. 137 vom 
16. Juni 1973, S. 24, unter der Überschrift „Das 
bleifrei Benzin ist genau so gefährlich" so zu- 
sammengefaßt werden: „Nach neuen Versu- 
chen des bekannten Hamburger Botanikers 
Professor Dr. Rüge schädigt das Blei in den 
Auspuffgasen der Kraftfahrzeuge die Pflanzen 
keineswegs in dem Umfang, der bisher ange- 
nommen worden ist. Noch unbekannte chemi- 
sche Abläufe beim Verbrennungsvorgang des 
Benzins scheinen die Pflanzen sogar vor den 
Schäden durch Autoabgase zu schützen. Daraus 
läßt sich ableiten, daß die Bemühungen der 
Gesetzgeber um bleifreies Benzin möglicher- 
weise zu früh begonnen worden sind. Offenbar 
fehlt noch eine ausgedehnte Grundlagenfor- 
schung, ehe man abschätzen kann, wie groß 
die Gefahr durch das Blei im Benzin tatsächlich 
ist. Bisher sind dem Hamburger Universitäts- 
Institut diese Mittel leider noch nicht bewilligt 
worden.”? 

Sieht die Bundesregierung Veranlassung, für 
den Bereich der Gesetzgebung aus diesen For- 
schungsergebnissen Konsequenzen zu ziehen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


5. Abgeordneter 

Dr. Schäuble 

(CDU/CSU) 


Warum enthalten die neuen 2 DM-Stücke mit 
dem Kopf Konrad Adenauers keinen Hinweis 
auf den Namen Konrad Adenauers? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


6. Abgeordneter 

Wuwer 


(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
die Methoden zu verbessern, aufgrund derer 
das Statistische Bundesamt die Ermittlung des 
Preisindex vornimmt, nachdem nachgewiesen 
wurde, daß auch die für die Zukunft als Bewer- 
tungsgrundlage vorgesehenen Verbraucherge- 
wohnheiten von 1970 noch viele Verzerrungen 
gegenüber den tatsächlichen Konsumkosten 
enthalten? 


7, Abgeordneter 

Dr. Haenschke 
(SPD) 


Denkt die Bundesregierung an bundeseinheit- 
liche Verwaltungsvorschriften zum Gaststät- 
tengesetz, nachdem sich bei der Durchführung 
des Gesetzes in den verschiedenen Bundeslän- 
dern erhebliche Unterschiede ergeben haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


8. Abgeordneter 

Hansen 


(SPD) 


9. Abgeordneter 
Hansen 


(SPD) 


10. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, wieviel Ar- 
beitsunfälle darauf zurückzuführen sind, daß 
ausländische Arbeitnehmer Unfallverhütungs- 
vorschriften und -hinweisschilder in deutscher 
Sprache nicht oder nur unvollständig ver- 
stehen? 

Welche Maßnahmen wird die Bundesregierung 
ergreifen, um die Zahl solcher Unfälle zu ver- 
mindern, z. B. durch Verpflichtung der Be- 
triebe, einheitliche Piktogramme zu verwen- 
den? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß über die 
Forstverbände in Niedersachsen den Land- und 
Forstwirten zur Aufbereitung des schadhaften 
Sturmholzes Leiharbeiterunternehmen ange- 
dient wurden, die ausländische Arbeitskräfte 
einsetzen und das die Vergütung durch die 
betreffenden Land- und Forstwirte zwar an die 
entsprechenden Unternehmer bezahlt worden 
ist, diese aber die Leiharbeiter nicht entschä- 
digt haben? 

Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
zukünftig zu verhindern, daß ausländische 
Gastarbeiter durch Leiharbeiterunternehmen 
schamlos ausgenutzt werden? 
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12. Abgeordneter 

Zebisch 

(SPD) 


13. Abgeordneter 
Pieroth 
(CDU/CSU) 


14. Abgeordneter 

Pieroth 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in stei- 
gendem Maße junge Frauen kurz vor oder 
nach einer Entbindung ihren Arbeitsplatz ver- 
lieren, weil ihr Ausbildungsverhältnis zu die- 
sem Zeitpunkt endet und ihnen die Arbeit- 
geber die Übernahme in ein Beschäftigungs- 
verhältnis verweigern, und beabsichtigt die 
Bundesregierung zur Klärung dieser Proble- 
matik, dem Deutschen Bundestag eine Novel- 
lierung des Mutterschutzgesetzes vorzuschla- 
gen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Durchführung der Bestimmungen des 3. Ren- 
tenversicherungs-Änderungsgesetzes über die 
Sozialversicherung für Hausgewerbetreibende 
in der Praxis mit erheblichen Schwierigkeiten 
verbunden ist und sich verschiedentlich ört- 
liche Vereinbarungen durchgesetzt haben, die 
zwar die Interessen der Betroffenen berück- 
sichtigen, aber contra legem sind? 

Wie weit sind die Bemühungen der Bundes- 
regierung hinsichtlich der Lösung dieses Pro- 
blems fortgeschritten, in Zusammenarbeit mit 
den Sozialversicherungsträgern, die vor zwei 
Jahren geplante Beitragsklassenregelung zu 
schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


15. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


16. Abgeordneter 

Dr. Klepsch 

(CDU/CSU) 


17. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Gibt es Überlegungen im Bundesverteidi- 
gungsministerium, das Studium an der bisher 
einzigen Fachhochschule des Heeres in Darm- 
stadt, das mit der Graduierung abschließt, dem 
Studium an den Bundeswehrhochschulen in 
Hamburg und München, das, mit dem Diplom 
abschließen soll, anzugleichen, und sind ir- 
gendwelche Ausgleichsregelungen für die zur 
Zeit an der Bundeswehrfachhochschule in 
Darmstadt Studierenden beabsichtigt, da sich 
auf Grund der unterschiedlichen Abschlüsse 
auch unterschiedliche Chancen und berufliche 
Nachteile für die Absolventen der Bundes- 
wehrfachhochschule in Darmstadt gegenüber 
den Absolventen der Bundeswehrhochschulen 
in Hamburg und München ergeben werden? 

Da vor den olympischen Spielen der Truppe 
versichert wurde, die olympischen Möbel wür- 
den im Anschluß an die Spiele an die Truppe 
ausgeliefert, bis heute aber kaum Möblie- 
rungsgerät die Soldaten vor Ort erreichte, 
frage ich die Bundesregierung, welche Ein- 
heiten haben welche und wie viele Olympia- 
Möbel erhalten? 

Welche Pläne hat die Bundesregierung hin- 
sichtlich einer Verlegung des Sanitätsdepots 
in Brandoberndorf, und kann sie sicher stellen, 
daß, wenn eine Verlegung beabsichtigt ist, 
eine ähnlich geartete Bundeswehreinheit dort- 
hin übersiedelt, die im gleichen Maße Arbeits- 
plätze für Zivilbedienstete zur Verfügung stel- 
len kann? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


18. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


19. Abgeordneter 

Dr. Hammans 


(CDU/CSU) 


20. Abgeordneter 

Dr. Beermann 


(SPD) 


Entspricht es den Tatsachen, daß die Bundes- 
regierung eine Änderung der Fleischbeschau- 
bestimmungen dahin gehend beabsichtigt, daß 
für die Zukunft das Fleisch tuberkulös oder 
mikrobakteriös erkrankter Schweine unbe- 
schränkt ohne Kennzeichnung für den Ver- 
brauch freigegeben wird, und wenn diese Ab- 
sicht besteht, befürchtet die Bundesregierung 
dann nicht eine negative Auswirkung auf die 
notwendigen Bestrebungen zur Bekämpfung 
der obengenannten Krankheiten bei Schweinen 
und sind ihr die erheblichen Bedenken nam- 
hafter Veterinärmediziner gegen die beabsich- 
tigte Regelung bekannt? 

Wird die Bundesregierung beachten, daß die 
geplante Änderung im Gegensatz zu den Be- 
stimmungen des EWG-Fleischgesetzes steht 
und daß sich daraus für Erzeuger und Verar- 
beiter negative Auswirkungen im grenzüber- 
schreitenden Verkehr ergeben müssen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht 
der Kommission für Verstöße der Psychiatrie 
gegen Menschenrechte, wonach in psychiatri- 
schen Krankenhäusern der Bundesrepublik 
Deutschland Patienten gegen ihren Willen und 
ohne Beratung über die Nebenwirkungen mit 
Drogen behandelt werden, die schwere gesund- 
heitliche Schäden herbeiführen und diszipli- 
när schwierige Patienten mit Elektroschocks 
bestraft werden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


21. Abgeordneter 

Gerster 

(Mainz) 

(CDU/CSU) 


22. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


23. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, 
daß die Wasser- und Schiffahrtsdirektion 
Mainz zumindest mit ihrem derzeitigen Ver- 
waltungsbereich im berechtigten Interesse der 
Länder Rheinland-Pfalz und Hessen erhalten 
bleiben muß? 

Läßt die Feststellung des 1. Präsidenten der 
Deutschen Bundesbahn, Vaerst, in einem Inter- 
view vom 14. September 1973 in „Die Zeit“: 
„Unser Streckenstillegungsprogramm läuft in 
der Tat weiter, und ich betone, daß wir den 
Prozeß der Schließung unrentabler Strecken 
fortsetzen.“ nach den bisherigen Äußerungen 
der Deutschen Bundesbahn über die Unrenta- 
bilität der Strecke 556 Aschaffenburg — Höchst 
darauf schließen, daß auch für diese Strecke 
demnächst mit der Stillegung gerechnet wer- 
den muß und die Bundesregierung ihre Zu- 
stimmung hierzu gibt? 

In welcher Weise will die Bundesregierung 
die im Jahr 1973 angelaufenen Baumaßnah- 
men — durch Zuteilung eines Haushaltsrestes 
1972 “ der B 40 im Streckenabschnitt Mainz- 
Marienborn — Nieder-Olm 1974 fördern? 
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24. Abgeordneter 

Brandt 

(Grolsheim) 

(SPD) 


25. Abgeordneter 
Wuwer 


(SPD) 


26. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 


27. Abgeordneter 

Dr. Freiherr 
Spies von 
Büllesheim 

(CDU/CSU) 

28. Abgeordneter 

Lenders 

(SPD) 


29. Abgeordneter 

Lenders 


(SPD) 


In welcher Weise wird die Bundesregierung 
auf das Angebot der rheinland-pfälzischen 
Regierung (Pressemeldung in der Allgemei- 
nen Zeitung Mainz vom 6. September 1973, 
S. 7) eingehen, 75 Millionen DM für den Aus- 
bau der B 40 bis Kaiserslautern mittelfristig 
zur Verfügung zu stellen? 

Bestehen bei der Bundesregierung konkrete 
Vorstellungen, um auf Charterfluggesellschaf- 
ten stärker einzuwirken, nachdem verschie- 
dene (voneinander unabhängige) Gutachten 
den Nachweis erbracht haben, daß die finan- 
ziell vergleichsweise schlecht ausgestatteten 
Charterfluggesellschaften eine auffällig hohe 
Unfallquote haben? 

Welche konkrete Begründung hatte die Nicht- 
erteilung der Starterlaubnis für den Flug PA 
640 nach Berlin am 12. September 1973 in der 
Zeit von 8.30 Uhr bis 9.45 Uhr im Flughafen 
Köln/Bonn, und welche anderen Flugzeuge 
erhielten in dieser Zeit Start- und Landeer- 
laubnisse? 

Was im einzelnen gedenkt die Bundesregie- 
rung im Falle einer nicht ausreichenden Be- 
gründung gegen die verantwortlichen Beamten 
zu unternehmen? 


Wie beurteilt die Bundesregierung Ergebnisse 
einer Trendanalyse von Pafferott — > darge- 
stellt unter dem Titel „Deutsche Automobil- 
werbung 1954 bis 1970" in der Zeitschrift für 
Verkehrssicherheit, Jahrgang 17, 1971, Seite 
180 ff. — , nach der bei der Werbeargumenta- 
tion die Sportlichkeit des Fahrzeuges, also die 
Aussagen, „die zu tun haben mit Überlegen- 
heit (durch die Kraft des Motors), mit sport- 
lichem Fahrstil sowie der Möglichkeit, durch 
das Fahrzeug Spaß am (forschen, sportlichen) 
Fahren zu gewinnen", als Werbeinhalt beson- 
ders hervorgehoben wird und dies einhergeht 
mit einer verstärkten Angabe der PS-Zahl, der 
Höchstgeschwindigkeitswerte und der Be- 
schleunigungsdaten? 

Sieht die Bundesregierung eine Verschlimme- 
rung in der Wirkung des oben genannten 
Trends dadurch, daß einerseits gleichzeitig die 
rational-sachliche Anspracheform in der Wer- 
bung abgebaut wurde, während die unter- 
schwellig-auffordernde Anspracheform in der 
Automobilwerbung stark zunahm und ande- 
rerseits gerade für solche Fahrzeuge, die von 
ihrer technischen Konzeption her am ehesten 
„sportliche" Eigenschaften besitzen, eine ent- 
sprechende Werbung betrieben wird, und wel- 
che Schlußfolgerungen zieht die Bundesregie- 
rung aus diesen wissenschaftlichen Erkennt- 
nissen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


30. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, unter Aufrecht- 
erhaltung der von Staatssekretär Dr. Abreß in 
einem Schreiben an das Landratsamt Aschaf- 
fenburg geäußerten Feststellung, die Erweite- 
rung des Großkraftwerkes Staudinger bei 
Großkrotzenburg (Hessen) sei eine raumbe- 
deutsame Maßnahme und die hessischen Be- 
hörden könnten die Erweiterung nicht ohne 
Beteiligung der bayerischen Behörden in einem 
Raumordnungsverfahren genehmigen, auf die 
hessische Landesregierung einzuwirken, daß 
diese die entgegen dieser Feststellung vom 
hessischen Kabinett ohne bayerische Beteili- 
gung erfolgte Genehmigung der Erweiterung 
nochmals unter Beteiligung der bayerischen 
Behörden überprüfen läßt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


31. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Wie gedenkt die Bundesregierung, die Errich- 
tung eines europäischen Zentrums für mittel- 
fristige Wettervorhersage, das ein Musterbei- 
spiel gemeinsamer Entwicklung ist und nicht 
nur auf wissenschaftlichem sondern auch auf 
wirtschaftlichem Gebiet für die Zukunft große 
Vorteile verspricht, zu beschleunigen, nachdem 
einige Länder, insbesondere Italien, aus dem 
vorher einstimmig gebilligten Sprachenkom- 
promiß ausgeschert sind und damit die Unter- 
zeichnung des Vertragswerks, verhindern? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftlidie Zusammenarbeit 


32. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


33. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung in vollem Umfang 
die von Staatssekretär Professor Sohn in sei- 
nem Buch „Entwicklungspolitik“ auf Seite 32 
vertretene Auffassung: „Auch deshalb er- 
scheint es überzeugend, daß die entwicklungs- 
politische Konzeption der Bundesregienmg 
die Förderung des Tourismus als eines ihrer 
wichtigsten Ziele nennt.“? 

Auf welche Instrumente kann die Bundesregie- 
rung zurückgreifen, um die Förderungswürdig- 
keit von Tourismusinvestitionen entsprechend 
den von der Bundesstelle für Entwicklungshilfe 
aufgeführten Bedingungen festzustellen, wo- 
nach zu prüfen sei, ob „eventuelle negative 
Aspekte die positiven Auswirkungen auf die 
Entwicklung des jeweiligen Landes überwie- 
gen“? 


Bonn, den 14. September 1973 
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